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Zwangssparkassen Ersau für die Sozialversicherung
der Sparzwang

inzuführen sei. Als der Antrag im zuftäudigen
Ausschufz verhandelt wurde, nahm als 1. Redner
er Vertreter Meyer der deutschnationalen Arbeit—
iehmerschaft das Wort und hielt eine vernichtende
Abrechnung mit diesen „Idern“. Nach einem Be—
icht des „Deutschen“ soll sich der gesanite Ausschuf
östlich amüsiert haben, während sich der Antrag
teller derart blamiert fühlte, daß er kopflos davon
ief. Nach der erteilten Abfuhr erklärte der Aus
chußz den Autrag für erledigt.

Wenn wir vorstehend auf die neue Propaganda
dee der Großlapitalisten gegen die Sozialversiche
ung hinweisen, so fühlten wir dazu eine besondere
Beranlassung. In Sozialrentnerkreisen wird näm—
lich heute auch die Behauptung aufgesftellt, wenn
eder Rentner die „hohen“ Beiträge zur Sozialver
icherung selbst gespart hätte, dann könnte er heute
zjut von den Zinsen leben. Es soll vorgelommen
ein, daß man in Versammlungen dieser Behaup-
ung lebhaft Beifall zollte. Was sich die beifallspen—
zenden Zuhörer nun gedacht haben mögen, bleibt
unächst ein Rätsel; wahrscheinlich haben sie die Be
auptungen geglaubt. Trifft dies zu, dann befin
sen sich diese Leutchen in einem ganz

erheblichen Irrtum.
Wir wollen dazu noch einige sachliche Feststel

ungen machen und vermag dann jeder Sozialrent
ner selbst nachzurechnen, was er heute zu verzehren
zütte, wenn er tatsächlich seine Sozialversicherungs
heiträge gespart hätte. Wir wollen ausdrücklich eine
ßkentnergruppe nennen, die am meisten hätte spa—
ren müssen, nämlich die Knappschaftsrentner Zu—
iächft wäre die Frage aufzuwerfen: wieviel Leute
zätten freiwillig gespart, wenn sie die Beiträge
nicht zwangslüufig vom Lohne einbehalten bekom
nen hätten? Weiter: Wieviel wäre erspart wor—
den. und welches Monaiseinkommen hätten die

Sparer zu verzehren? (Wir wollen dabei die In—
flation, welche ja sämtliche Ersparnisse aufgefrefsen
hat, aufer Acht lassen) Will man die Fragen ge
aau beantworten, dann mußz man zunächt wissen,
welche Monatsbeiträge erhoben wurden. Nach den
Knappschaftsstatitt von 1872 zahlte der Bergmann
nonatlich 1 Taler und 5 Silbergroschen als Bei-
trag; nach dem Statut von 1891 betrug der Beitrag
des Arbeiters pro Woche 1,15 Mk.; nach dem Sta
nut von 1900 wurde weiterhin ein Beitrag gezahlt
don 1.63 Mk. wöchentlich und vom 1. 1. 1913 ad
1,73 Mik. pro Woche. Nehmen wir nun ein Beispieß
in: Ein Kamerad fuhr 1872 an und lichß sich nach
z5jähriger Mitgliedschaft beim S. K. V. pensionie
ren. An Beiträgen zur Pensionskasse hat er insge
amt gezahlt: 17341, Mtik. Denselben Beitrag
zhlte der Arbeitgeber, sodaß sich ohne Zinsen ein
Betrag ergibt von 3 462 Mk. Weiterhin angenom
men zuzüglich Zinsen hätte der Pensionär 5000
Pet. erspart. Von diesen 5000 Mk. hätte der Kame
rad leben wollen. Rechne sich nun jeder aus, was
ieser Kamerad dann monatlich zu verzehren gehabt
zütte.— Wir sind nunmehr gespannt auf die Zu
chriften, die wir auf Grund dieser Aufftellung er
jalten werden, und wollen wir gerne ersahren,
vie sich unsere Kameraden, die pensioniert sind,
ringerichtet hätten, um ihr Leben lang mit diesen
35900 Mark auszukommen. Wir dürfen jetzt
chon annehmen, daß unsere Kameraden in
allgemeinen soviel gesunden Sinn haben, daß sie
vissen, daß der propagierte Gedanke der Iwangs
parkasse dem Interesse der Arbeitnehmerschaft voll
tändig abwegig ist.

An vorstehendem Beispiel werden unsere Kame
raden erkennen, daßz es gar nicht schwer ist, dis
Propagandisten abzuweisen und unentwegt sestzu
zalten an der knappschaftlichen Versicherung sowile
in der allgemeinen Sozialversicherung überhaupt,
zie allgemein Gewähr dafür bieten, daßt allen Ar
eitnehmern bei eintretendem Versicherungsfall bie
Lebenshaltung ermöglicht ist.

Einige Bemerkungen
Nanu — werden unsere Kameraden fragen, was

st denn das schon wieder „Zwangsspartasse“?
Sollen wir vielleicht gezwungen werden, von un—
erem ohnehin schon geringen Lohn Sparbeträge
wzuführen, oder was soll das Wort eigentlich be
denten?

Darüber wollen wir eben einige Worte zur Auf
lJärung bringen. Das Wort „Zwaungssparkasse“ ist
zon den großtapitalistischen Gegnern der Sozialver
icherung erfunden worden. Nach Ansicht dieser
Sorte Sozialversicherungsgegner soll die gesamte
Sozialversicherung, wie: Kranken-, Invaliditäts-
Anfall, Angestellten- und Arbeitslosenversicherung
beseitigt und an deren Stelle Zwangssparkasfen er—
richtet werden. Die Arbeiter sollen gezwungen wer—
den, anstatt Beiträge zur Sozialpversicherung zu zah—
len, monatlich einen bestimmten Lohnanteil zu spa—
en und diesen zwangsläufig einer Sparkasse zuzu—
sühren. Bei Einsetzen der Arbeitslosigkeit — sei es
durch Krankheit, Unfall oder Altersschwäche soll
dem Arbeiter die Möglichkeit gegeben werden, die
zrsparten Beträge anzugreifen und zur Lebenshal
cuunmg zu verwenden, bis der zur Arbeitslosigkeit
geführte Zustand wieder behoben ist. Ohne lange
hilosophische Betrachtungen und matemathische Be
echnungen anzustellen, wird jeder gesunddenkende
Arbeiter sofort erlennen, dafz der propagierte
zwangssvarkassengedauke einen sehr

ftarklen Pferdefuß
jat. Sämtliche Gegner der Sozialversicherung ar
veiten zur Zeit in diesem Sinne — an der Spitze
der belannte Großindustrielle Hugenberg, dem es
. Zt. gelungen ist, die Führung der Deutschnatio,
nalen RPartei an sich zu reihßen. Diese Leute, die sich
ediglich von dem Profitgedanken beherrschen laffen
aind keine Spur von Volksgemeinschaftsempfinden
sennen, wollen mit allen gebotenen und zur Ver
ugung stehenden Mitteln das Sozialversicherungs
recht für die Arbeitnehmer beseitigen, um die Ar—
eitnehmer nach und nach volliftändig in ihre Ge—
valt zu bekommen und von fich abhängig zu machen.
Im Auftrage dieser arbeitnehmerfeindiichen Kreise
hat nun ein gewisser Hartz im Scherl-Verlag ein
ziemlich harziges Buch herausgegeben, betiteit:

AIrrwege der deutschen Sozialpolitit“

Zur Lohrhewegung im Ruhrbergbau
In ganz Deutschland und über dessen Grenzen hin gearbeitet,um die Meinungen in EID Sinne zuus verfolgt man mit stärkstem Interesse die Ent- eeinflussen. Wie bei den meisten Lohnbewegungen,

vickelung der eingeleiteten Lohnbewegung im Ruhr- »perierte auch hier der Arbeitgeber mit dem Haupt
rergbau. In mehreren Abhandlungen haben wir äirgument, daß die Wirtschaft weitere Lasten nicht er
inseren Kameraden im Saargebiet Bericht gegeben rägen könne. Alle möglichen Stellen, bei denen die
on den Verhältnissen, die zu der neuen Lohnbewe- Beeinflussung beachtlich und notwendig erschien,
jung geführt haben. Der Ruhrbergbau ist — wie vurden vom Zechenverband mit Mialerial über
inser „Saur-Bergknappe“ vom 13. 4. 1929 mit Recht vorfen, welches beweisen sollte, wie ungerechtfectigt
eststellt— das Herzstück der deutschen Wirtschaft. Es bie Lohnforderung der Bergleute ist, und daß ia
'ann daher nicht Wunder nehmen, daß sich die Wirt- olge einer evdtl. Erfüllung der ehnordenn derchaftskreise Deutschlands und auch die Bevölkerung Ruhrberabau dem Ruin und Rankoratt verlallen
rußerordentlich für die Lohnbewegung intereffieren. nusi
Ddem neutralen Beobachter fiel schon seit der Kün
igung des Lohnabkommens durch die Bergarbeiter
organisationen, womit ja die ers eingeeitet wurde, auf, in welch' erheblichem Maße sich die
onträren Parteien bemühten, die Sympathien der
jffentlichen Meinungen zu gewinnen. Wir als inter—
essierte Angehörige unseres starken Gewerkvereins,
vir könnten ja ohne weiteres behaupten, daß es neuer

geweise für die Vrecuiguns der Lohnbewegungticht bedarf, da jede Lohnforderung schon — im
ßrunde genommen — berechtigt ist. Dies wäre
weifellos ein Parteistanddunkt, dem der Außen
tehende mit Leichtigkeit die Objektivität absprechen
onnte. Wir haben aber wirklich nicht notwendig,
ie Objektivität zu verlassen, da nach dem ganzen
—5 der Dinge der neutralen Oeffentlichkeit sehr
ark zum Bewußtsein gekommen ist, daß das

Recht voll und ganz auf Seiten der Ruhrberg
arbeiter

st. Schon die Art und Weise, wie der Ruhrzechen—
erband Propaganda machte für seine ablehnende
daltung gegenüber den Lohnforderungen der Verg—
irheiter, wirkte auf die Oeffentlichkeit abstoßend. Wie
vir auch diesmal feststellen müssen, hat der Ruhr—
echenverband nicht getade mit den jaubersten Mitteln

Das ö wird fehr stark propagiert und soll es
den Einfältigen und Gewissenlosen den Beweis da
ur erbringen, daß; die gesamte Sozialversicherung
eine höchst unsinnige Einrichtung ist und nur dazu
dient, dem Nichtstunwollen der deutschen Arbeit—
nehnmerschaft Vorschub zu leisten. Es gibt nun
boshafte Leute, die behaupten, daß der BVerfasser
des Buchwerks selbst sanatoriumsreif und nur die

3 Zustande das Werden des Buches zuzufchreiben

Die evangelische Arbeitnehmerschaft, die ihre poli
AUsche Interessenvertretung der Deutschnationalen
Partei anvertraut hat, hat bereits schwer mit Hartz
and seinen Proteltoren abgerechnet. In einer An—
zahl, an verschiedenen Orten des Reiches abgehal
senen, Konferenzen wurde der Gedanke der Einrich
ung von Zwangssparkassen radikal verworfen und
perlangt, daß die Sozialversicherung nicht nur er
halten bleibt, sondern auch noch weiterhin einen ge
rechten Ausbau erfährt. Diese Haltung in evange
ischen Arbeitnehmerkreisen scheint uns als selstver—
dändlich gegeben. Wer aber glaubt, daß die
Zwangssparkassenpropagandisten nach den ihnen
erteilten Abfuhren Ruhe gaben, der gibt sich einem
gröblichen Irrtum hin. — Die Herrschaften haben
ich sogar bemüßigt gefühlt, entsprechende Auträge
n den Parlamenten einzubringen. So hiat die
Deutsche Wirtschaftsvpartei sich veransaßßt geglaubt,
im Reeußischen Landtag einen Antrag einbringen au
münen. der fordert. daß als
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napital von 5923 Milllonen RM ouf. Der Bektiebsgewinr
streg von 7,76 Millionen RM, im vorleßten Jahre auf 8.21
Muionen RMeim Jahre 1928. Die Abschreibungen wurden
erhöoht don 3,02 Nillionen RMeauf 3.84 Aullionen RW.
das sind 7,2 Prozent des Aktienkapitals. An Dividende
wurden acht Prozent ausgeschüttet, gleich 42 Millioner
RM. Die Rezüge des Aufsichtsrates dlieben mit 288 330
RM. unverändert. Bei dem Gewinnergebnis und der Höhe
der Abschreibungen ist, wie die den Unternehmern nahe
stehende „Rheinisch-Westi. Zeitung“ (131 vom 28. Mär.
1829) ganz richtig bemerkt, noch zu beachten, daß das Konto
Glaubiger von 843 Millionen RM. im Jahre 1927 auf 7,84
Millionen RM. im letzten Jahre zurückging. waährend der
Wert der Anlage sich um 2,15 Millionen RM. auf 54,108
Millionen RM. erhöhte. Der Geschäftsbericht der Essener
Biteinkohlenbeigwerke ist die deste Widerlegung der Schil
derung det Lage des Ruhrbergbanes in der Denklschrift der
Unternehmer. Wenn eine Gesellschaft, die nur reinen
Kohlenbergbau betreibt, dazu einen nicht unerheblichen Tei
Magerkohlen fördert, dei gulen Abschreibungen und ganz?
erheblichen Verbesserungen der Bekrlebsanlagen solche
Divtdende verteilt, dann kann unmöglich die Lage des
Ruhrbergbaues so ungünstig sein, wie es die Denkschrift der
Unternehmer behauptet und wie es systemalifch durch die
Pressebüros der Unternehmer in der Tagesoresse daraqestelll
wird.

Diese Feststellungen unseres „Vergknappen“ sind
eee Weise den Unternehmern undshren Vasallen stark in die Knochen gefahren, und da
man diese von der Oeffentlichkeit jederzeit auf ihre
Richtigkeit nachzuprüfenden Feststellungen nich
widerlegen konnte, griff man zu den

üblen Kampfmitteln der Lüge und der
Verleumdung.

Unser Gewerkverein wurde als überradikal dahinge

vin und suqu man mit einer Menge Vueedätzchen die Führer zu verdächtigen, als sei die Lohn
bewegamg in Sgzene geegt worden aus parteitaktischenund agitatorischen Gründen, um — sonderbarer Weis«
—sozialistischen Ministern Schwierigkeiten zu machen
Doch alle Hetzsprüche konnten die Bergarbeiterorgani—
sjationen nicht beirren. Als dann der Essener Berg—
bauverein dazu überging, die Oeffentlichkeit mit einen
Denkschrift zu beehren, in welcher der „Notstand“ des
Ruhrbergbaues bewiesen werden sollte, war die
Führung des Gewerkvereins sofort auf dem Posten
und zeigte der Oeffentlichteit in einer

Antwort auf die Denkschrift
des Essener Bergbauvereins einwandfrei auf, daß de
Wdee durchaus in der Lage ist, ohne schädigende Beeinflussung des Vergbaugebiets die gefor—
derte Lohnerhöhung zu tragen. ien daraufhinder Essener Bergbauverein sein Spiel, die öffentliche
Meinung für fich zu gewinnen, als verloren aufgeben
nußte, weigerten sich die Zechengewaltigen ganz ent
schieden, auf freiwilligem Wege den gestellten Forde—

ee der Organisationen entgegen zu kommen. Esblieb den Bergarbeiterorganilationen nichts weiter
ubrig, als den

Schlichter jsür den Ruhrbergbau
angurufen. Vor kurzer Zeit ist ein gewisset Herr
Professor Brahn als Schlichter füür die Provin;
Westsalen bestellt worden; unvoreingenommen, wie
wir Bergleute nun einmal sind, bekundeten die
Ruhrbergarbeiter Vertrauen zu dem neuen Schlichter

Es ist leicht zu verstehen, daß sämtliche Ruhrhera
arbeiter mit großem Interesse dem

Ergebnis der Schlichtungsverhandlungen
entgegen sahen. Unsere Ruhrkameraden wurden
lehr enttäuscht, denn ihre Erwartungen wurden nur
Jun geringen Teit erfuün. Rach stundenlangen Ver—
handlungen, in welchen die Bergarbeiterführer noch
mals alle erforderlichen Beweise vorbrachten, welche
die Bercchtigung der Lohnforderung dartaten, fällte
der Schlichter einen Schiedsspruch mit den Stimmer
der Arbeitgebervertreter gegen die Stimmen der Ar—

inehwornerevoivr Derlseihe hat iolgenden MWort—
aut:

Loknschiedospruch für den Ruhrbergbeu:
1. Unier Berückfichtigung der unmilkelbar bevorstehenden

Ermaßzigung der knappschaftlichen Beiträge für Arbeilt
geber und Arbeitnehmer werden die Lähne in kolgender
Weise fessgesetzt:

Der Lohn der Reparaturhauer beträgt 8.52 Mark.
bautx Lohn der Facharbelüler über Tage 8330 Mark. VDie
Wirisiohne der übrlgen Unketlagegtbeiler erhöhen sich
im Verhältnis des Lohnes des Reparaturhauers, die
senigen der übrigen Ueberlagearbeiter im Verhältnie
der Erhöhung des Lehnes des Facharbeiters. Eine Ab
rundug der Pfenniglöhne findel nicht slakt.
Aleinrbeitende Zimmerhauer erhalken eine Erhöhung
oonau zerdem 20 Pfennig je Schicht.
Schweiber (Zikfer 45 der Lohnordnung) erhallen eine
Zulage von außerdem 10 Prozent.
Kebrlinge erhalten im erflen Lehrjohre 1.50 Mark, im
usen Lehriahre 2,20 Mark und im dritlen Lehrjahre
3.-Mer je Schichl.
Ueder die Eiajügung never Gruppen in die Lohnordnung
der Koberelarbeiter im Anschluß au die lechnische Um
stebung der Aekerelen wird ianerhalb zwei Monale ver
hande:!. Wird eine Einiauuag alcht errebö o

Deri SaarBeraltnarnot

Antrag einer Parkei ein Schlichtungsverfahren einzu
eiten.
Dieser Tarifvertrag setzt die Löhne vom 1. Wal 1929
bis 30. September 1930 sest. Er ist erstialig zu diesem
Ternmun mill sechswöchiger Frist kündbar. Erfolgt ein«
Kündigung nicht, so läuft er jeweils mil fechswöchige:
Kündigungsfrist ein halbes Jahr weiter.
Die Parteien haben sich unlereinander und dem Schlich
ter gegenüber bis Montag, den 29. April 1829, 10. Uhr
ber Aunahme oder Ablehnunag dieses Schiedsspruche?
zu erklären.“

Zu diesem Schiedsspruch schreibt unser „Essener
gergknappe“:

„Dieser Lohnschledsspruch enlspricht nicht den wirkschaft
ichen Verhältnissen des Ruhrbergbaues und den berechtigter
Forderungen der Bergarbeiter Ein kleiner Fortschritt gegen
über den bisherigen Verhältnissen ist zweifellos festzustellen
aber die im Schiedsspruch festgesetzte Lohnerhöhung ist viel
zn niedrig. Das hätte auch der Schlichter, Herr Professo
Brahn, einsehen müssen. Die Lage der Bergarbeiter müßzte
ihm doch zur Genüge bekannt sein. In den meisten Familier
herrscht Armut und bittere Not. Der Reallohn ist im Ruhrt.
hergbau erheblich zurlickgeblieben, die Schichtleistung da
gegen weit über die Vorktlegsleifstung hinaus gestiegen. Dem
Schlichter ist bekannt, daß der Ruhrbergban in der Lage ist
bessere Lohne zu zahlen. Der Gewinn pro Tonne wurde vom
Schlichter nach seinen Berechnungen auf 1,30 bis 1,80 Mk
ingegeben nach Abzug des hohen Schmalenbachschen Ab
chreibungslahes von 1,74 Mark je Tonne. Ein Bewels
aß es durchaus möglich war, höhere Löhne als im Schieds
pruch vorgesehen zu gewähren. Es ist traurbg, daß Herr
Professor Brahn bei seinem Schledsspruch so wenig Rück
icht auf die Inkeressen der Bergarbeiter genommen hat.

Wie nicht anders zu erwarten war, ist der Lohnschieds
spruch als ungenügend und unbefriedigend in Bergarbeiter
treisen aufgenommen worden. Herr Professor Brahn magç
sich keiner Täuschung hingeben: Mit seinem Schledssprud
hat er dem soztalen Frieden nicht gedient
—
Wir hoffen, daß der Herr Reichsarbeitsminister Wissell be
den kommenden Nachverhandlungen in Berlin mehn
sozlales Berständnis für die Lage der Bergarbeiten
zeigk. Im übrigen wird unser Gewerkverein in einen
außerordentlichen Generalversammltung
zür das Ruhrgebiet zum Schiedsspruch Stellung nehmen.“

Auch wir an der Saar schtichen uns der ausgeprochenen Hoffnung an, daß der Reichsarbeits:
minister einsehen möge, daß der soziale Friede nur
zewahrt werden kann, wenn auch wirklich sogialt
Löhne gezahlt werden.

(Bei Redaktionsschluß erfahren wir durch die
Tageszeitungen, daß der Reichsarbeitsminister der
Schiedsipruch für verbindlisch erklärt hat)

id Unternehmergehole in Amerilu
„Zahle deinen Arbeitern möglichst hohe Löhne.“
Das sagt ein amerikanischer Unternehmer. Unsere

nternehmer sind so rückständig, daß sie lieber von
Lohnabbau reden und am liebsten möglichß
niedrige Löhne zahlen. Der amerikanische Unter—
nehmer, welcher den gesunden und fortschrittlichen
Erundsatz, hohe Löhne zu zahlen, seinen Kollegen de—
Unternehmertums empfiehlt, ist Charles M. Schwab
Präsident des Amerikanischen Eisen- und Stahl—
nstituts. Et hat in zehn Geboten dargelegt, was sie
zu tun haben, um die Vereinigten Staaten auf der
etzigen Stufe des Wohlstandes zu halten. Das Pro
blem bestehe darin, die gute Geschäfts- und Wirt
chaftslage zu stabilisteren. Natürlich hat niemand
ein unfehlbares Rezept für dauernden Erfolg, ich
nöchte jedoch trozdem einige grundlegende
Wahrheiten sagen, die uns allen nützen können.“
xAlgendes sind die zehn Gebote, die nach seiner An
e den Schlüssel zu dauerndem Wahlergehen darstellen:

1. Zahle deinen Arbeitern möglichst hohe Löhne
Der wirtschaftliche Erfolg ist in hohem Maße vor
zuten Lohnsätzen abhängig.

2. Behandle die Ubeiterals Partnerdes
Unternehmers. Der gute Geschäftsgang hängt
mehr von menschlichen Beziehungen ab
als von der Organisation des Geldes und der
Maschinen.

3. Leite dein Untetnehmen im vollen Lich;
der Oeffentlichkeit. Vom öffentlichen Ver—
aguen zur öffentlichen Verdächtigung ist nur einSchritt.

4. Denke daran, daß das Gesetz von Angebot und
Rachfrage unerbittlich ist. Es ist gut, nicht zu ver—
Wen daß keine Notwendigkeit der Ueberproduktionbesteht.

5. Gedenke der Losung: Leben und leben
lassen. Selbst erfolgreiche Industrien können es sick
nicht leisten, daß die rückständigen Industrien zu weil
zurückbleiben. Soll das wirtschaftliche Wohlergeher
von Dauer sein, so muß es regelmäßig verteilt sein.

6. Begrüße neue Ideen. Wenn wir einer Sacht
Dauer verleihen wollen, so müssen wir immer auf der
Wechsel vorbereitet sein.

7. Gebe dich nie mit dem Erreichten zufrieden
Litelleit und Veauemlichkeit dienen dem Fortichrit
9 4
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8. Betreibe dein Geschäft möglichst wirischaftlich.
Preisschneiderei, Ueberkapitalisiterung und uünwiri—
schaftliche Verteilungsmethoden fügen dem Geschäft
und dem Publikum ebensoviel Schaden zu wie künst
liche Preisfixierung und Monopol.

9. Dente und sehe voraus. Es ift leichtetr,
einen Rückgang zu vermeiden, als ihn gutzumachen.

10. Sei fröhlich und arbeite dem Grundsatz zufolge,
daß der Hauptzweckjeglichen Wirtschaf—
tens die Förderung des Wohleragehen«
der Menschen ist.

An diesen zehn Geboten ersleht man, wie unter
chiedlich die BRPenkweise der Unternehmer ist. Die
europäischen Unternehmer sind größtenteils sozial
rückständig, bekämpfen ihren „Partner“, den Arbeiter,
geben dafür Geld und Zeit her, anstatt die Wirtschafi
vNartszubringen und dem Arbeiter hohe Löhne zu
zahlen.

zur sozielen vxg im 6049ebiet
T.

Der erbitterste Verfechter alter Anschauungen in
der damaligen Zeit war der bereits genannte Frei
herr von Stumm. Ihm mußte sich das Saarge
biet beugen. Nichts konnte gegen seinen Willen gemacht werden. Ein diesbezüglicher Versuch mußte den
Ruin eines solchen Menschen herbeiführen. Sein
Thron in Neunkirchen war unerschütterlich. Richt
allein die in seinen Betrieben beschäftigten Arbeiter,
'ondern auch die Bergwerksdirektion der Saargruben,
sowie Landräte und Regierungspräsidenten konnten
ohne sein Einverständnis nichts tun. Ja man war in
Arbeiterkreisen der Auffassung, daß selbst die obersten
kirchlichen Stellen, wenn auqh innerlich erregt, den
Plänen Stumms machtlos gegenüber standen.

In seinen Betrieben zu Reunkirchen gab er im
Jahre 1890 eine Arbeitsordnung heraus. Aus dem
Inhalt derselben seien zwei Arlikel hier angegeben.

Artikel 38. Allen Meistern und Arbeitern ist es unter
sagt, gegeneinander gerichtliche Klagen zu führen, oder
sich zu verheiraten, ohne dem Chef der Firma ihre Ab
icht vorgetragen zu haben. Zuwiderhandlungen werden
nit d bis 10 Mark bestraft und tritt unter erscawerenden
Imständen die Kündigung ein.

Artikel 44. Jeder Meister und Arbeiter soll sich auch
ußerhalb jeines Dienstes so aufführen, daß er dem Hauste
Hebr. Stumm zur Ehre gereicht; sie können sich gewärtig
jalten, daß ihr Privatverhalten von der Firma stets im
Auge gehalten wird und daß eine schlechte Aufführung
rußer Dienst die Kündigung nachziehe, falls keine ander
weitige Bestrafung in gegenwärtiger Arbeitsordnung vor
gesehen ist. Insbesondere ist das unerlaubte Schießen aus
den Straßen, namentlich bei Kindtaufen, Hochzeiten und
n der Reujahrsnacht streng verboten.

Die beiden Artikel zeigen, wie es mit der damaligen
heistesverfassung in den Kreilen der Industrie bhe—
tellt war.

Erfreulicherweise haben nicht wenige evangelische
Geistliche on der Saar

gegen dieses Systen gelümpft.
Ihr freimütiges Auftreten gegen die Selbstherrlich—
keit des Freiherrn von Stumm war einer der wenigen
Lichtblicke der damaligen Zeit. Lange hatte es aller—

dings gedauert, bis man sic zur Abwehr neMe berichtet, hatte schen im Jahre 1887 Pfarrer
Fauth aus Gersweiler einen Artikel verfaßt. Ein
NRotschrei aus der Tiefe“, von dessen Veröffentlichung
seine Amtskollegen ihn abhielten. Hier soll sich
Pfarrer —X schon mit den Zuständen in den Gru
ben und mit Forderungen beschäftigt haben, die man
in Streik 1889 aufzustellen, sich gezwungen sah.

Nach Abschluß der Etre be wegungen und der Auf—
dlunag des Rechtsschutzvereins aber war das

Verlangen nach sozialer Auftlärung
m Gebiet derart stark, neben den Arbeiter—
vereinen auch andere Vollsschichten mit diesbezüg—
lichen Problemen beschäfrigen mußten. Es bam hinzu,
daß die im übrigen Deutschland vorhandene christlich
oziale Bewegung im wirtschaftlichen, sozialen und ge—
ellschaftlichen Lehen vorhandene Schäden schonungs—
los aufdedte. Neben Stöcker und Lic Weber forder—
ten Piatrer Naumann und Prof. Adolf Wagner eine
jesunde Umstellung in Staat und Wirtschaft. Auch im
Saargebiet wollte man diese Menschen der damaligen
Jeit hören. So hatte der in Saarbrücken vorhandene
Handwerkerverein beschlossen, Pfarrer Naumann zu
einem Vortrag einzuladen. Dieser kam der Aufforde—
rung nach und redete gegen Ende 182 in einer Ver—
sammlung über Notstands-, Almosen- und Hilfs
organisationen. Seine Ausfilhrungen fanden begel—
stterte Zustimmung. Das von VPfarrer Raumann her—
ausgegebene Organ ‚Die Hilfe“ wurde von vielen
Versammlungsbesuchern bestellt und im Anschluf
daran jahrelang gelesen.

Schon kurze Zeit nach dem Vortrag erschien im
Saarbrücker Gewerbeblatt ein Artikel, der sich mit
den Gedandengängen von Pfarrer Raumann ausein—
andersetzte. Der Artikelschreiber forderte, daß die Ge
etzgebung sich nicht allein der Sozialdemokratie“ für
0rolich“ aunehmen lbollte londern oll den Koalttia—
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nen, die mit dieser gemeinschaftlichen Sache machen.'biet. Hinter verschlossenen Türen hatte man sich gegea eine Angahl Kameraden Viiglieder der Bergarbener—
Man ließ keinen Zweifel, daz hierunter auch der Ge- seitig ausgelsprochen Nicht selten kamen selbst diese verbände. Da keine geschlossene Ortsgruppe moglich
werlverein christl. Bergarbeiter mit Lic Weber und rein vertraulichen Aussprachen zur Kenntnis der Pa Jatte man diese Kameraden als Einzelmitglieder ge—
kaplan Oberdöorfjer zu verstehen sei. Stumm bezeich- izei und der Grubenverwaltung, Fortwährend wact- ührt und dieselben von den Hauprverwaliungen de
nete im übrigen Lic. Weber als einen der gefährlich den Kündigungen ausgesprochen. Troßdem wurden dient. KGn.
stten Agitatoren. Weiter wird in dem fraglichen Ar—
litel darauf hingewiesen, datz von den politischen
Parteien, die sich eine Bekämpfung der Sozialdemo—sratie zur Auigabe gemacht, in — nach dem
brundjsatz verfahren werden müßle: „Wer nicht in
allen Stücken für uns, der ist gegen uns.“ Dieser Hin
weis war sehr deutlich. Er kdonnte aber die weitere
Entwicklung der Dinge nicht aufhalten.

Im Frühjahr 1895 redete Prof. Adolf Wagner im
zandwerkerverein über das Thema: „Sozialismus
Sozialdemokratie und possitive soziale Reform.“ Viele
Veitglieder des Handwerkervereines waren wegen des
Vortrages ernstlich besorgt. Einige Zeit vor Statt
finden der Veranstaltung hatte Freiherr von Stumm
den Professor zu einem Pistolenduell herausgefordert.
Die Ausführungen Wagners waren derart sachlich
datz die Freunde des Freiherrn, soweit dielel—
ben in der Versammlung anwesend waren, keine
Klagen hatten. Im Spätherbst desselben Jahres kam
wiederum Pfarrer Naumann und im Anschluk daran
die Schriftstellerin Frau Gnauck-Kühne.

Jetzt war für Freiherr von Stumm das Maß des
—Nräglichen überschritten. In der von ihm geschaffe—
nen Zeitung „Neue Saarbrücker Zeitung“ (genannt
Schleijstein) dann im Saarbrücker Gewerbeblatt er
chienen Artikel, worin gesagt, daß im Bezirk Neun—irchen die Sozialdemokratie, Demoktraten, e
und Geistliche alles aufbieten, um die Arbeitermassen
im Kampfe gegen ihre Arbeitgeber aufzuhetzen. Es
—VV
lungen, das vortreffliche Verhältnis zwischen Ar—
beitern und Arbeitgebern zu stören. Der Haß des
Freiherrn gegenüber den Geistlichen beruhte aber
sicht allein in der unterschobenen Agitation für die
Christlich-ozialen“, sondern auch auf dem, von den
attern eingenonimenen Standpunkt zum Duell

Vlan hatte das Duell den Verbrechen des gemeinen
Raufboldes, der im Rausche zum Messer greift, um
Differenzen auszutragen, gleichgestellt. Ein weiterer
Akt der Erregung brachte ihm das in Reunkirchen er
chienene evangelische Wochenblatt. Nachdem man im
Jahre 1894 an der Ruhr den Gewerkverein christl
Bergarbeiter gründete, erlaubte sich das genannte
Blatit am Schlusse eines längeren Artikels solaendes
zu schreiben.:

„Immerhin bleibt jedoch die Bildung dieses christl. Ge
werkvereines eine bedeutendsvolle Zeiterscheinung, und
wir rufen ihm in Hoffnung seines Gelingens leiner Be
itrebungen zu: „GlückAuf“.

Dies war für den Freiherrn zuviel. Er ließ durch
ihm geeignete erscheinende Personen dem Redakteur
sein Vißfallen aussprechen und gab ihm zu verstehen
sharfe Maßregeln anzuwenden, wenn das Rlatt ir
diesem Sinne weiterarbeitete.

Die wütenden Angriffe des Freiherrn gaben den
evangelischen Geistlichen des Reviers Veranlassung
unter dem 28. Februar 1806 eine öjffentliche Er—
klärung abzugeben. Sie war von 35 Geistlichen unter—
jeichnet. Inhaltlich wenden sich die Pfarrer zunächst
gegen einen Artikel in der „Neuen Saarbrücker Jei—
fung“ vom 11. Februar. Hier hatte man den Geist—
lichen zur Pflicht gemacht, mehr als bisher daraus

n eien daß wiederum der Satz der Bibel „Meineich ift nicht von dieser Welt“ zur Geltung komme
OMNit Recht verwiesen die Geistlichen darauf, daß die
Kirche kein weltfremdes Christentum predige. Das
Evangelium sei vielmehr als Sauerteig anzusehen,
der alle menschliche Verhältnisse durchdringen und er—
neuern solle. Weiter wurde in der Erklärung die
Unterschiebung zurückgewiesen, als verbinde die Kirche
hre Aufgaben mit der Tätigkeit der „Christlich-sozia—
len“. Die Pfarrer aber wehrten sich dagegen, daß
man diese Bewegung mit den Arbeiten von Bebel
und Liebknecht aui eine Stufe stellt.
Wolle man die Bewegung bekämpfen, müsse dies mit
den Waffen der Gerechtiakeit Uund der Mahrheit age
schehen.

Stumm hatte sich in einer Versammlung vom 12.
April 1896 in Reunkirchen mit dieser Erklärung be—
schaftigt. Er gab zu erkennen, daß dieser d der
Geiitlichen nur den Mittelparteien gelte und im In—
teresse der „Saarbrücker Zeitung“ geführt werde. Die
maßlosen Angrifie in der fraglichen Versammlung
gaben den Geiltlichen zu einer neuen Erklärung An—
laß. Auch erfolgten wegen den von Stumm ausge—
sprochenen Beleidigungen dies bezügliche Beschwerden
an die kirchlichen Behörden. Leider konnte man den
Freiherrn zu keiner anderen Auffassung bequemen
Eer blieb seinen Anschauungen bis zum Tode treu

Das Rad der Zeit rollte weiter. Roch im Laufe der
er Jahren bildeten sich im Gebiete Vereinigungen
der Pensionäre. Sie wollten, daß der pensionierte und
invalide Arbeiter neben der knappschaftlichen Pension
auch die Invalidenrente beziehen kann. Leider war
hier ein Erjolg bis zum Jahre 1807 nicht zu erreichen
Kon den einzelnen Vereinen wurden dieserhalb Pro
zeßverijahren gegen den Saarbrücker Knappschafts
verein eingeleitet. Auch hier blieb der Ersolg ver
agt. Inzwijchen kamen von den gewerkschaftlichen Ver—
banden an der Rubr verlchiedene Kollegen in das 6c—

igt sind, oder Beamtenstellen haben, verlleren den An.
spruch auf Familien-Krankenhüuse an den Sacn-Knapp-
schaftsverein für die Dauer shrer Erwerbstäligkeit; ebenso
die Witwe insolge ibrer Wiederverbelratung für sich und
bre VSindor

Erktankte Famihenangehörige, deren Jusiand das Aus
zehen gestattet, haben den Arzt in der Sprechstunde aufzu-
uchen. Gefuche um häusliche Behandlung sind beim Arzt
möglichst in der Vormittagsstunde vorzubringen. Nachlts
und an Sonn- und Feleriagen soll der Arzt aur in dringen
den Fällen m Anspruch genommen werden. Wird ärztliche
Hilfe unter Nichtbeachtung dieser Beftimmungen verbangt,
so kann der Arzt für seine Bemühungen Bezahlung nach
den Mindestläßen der ärztlichen Gebührenordnung ver
Aanqaen

Die Arztliche Versorgung umsaßzt alle Krankheilsfälle
einschl. färztlichet Oeburtshilfe, aber ausschließlich zahn
irztlicher Behandlung. Der Knappschaftsvorstand bestimmt,
velche AlAribe süür NMNe Tomilttoenkrankenhilfe waählbar And

10.

Die Kosten der ärzllichen Geburkshitfe del der Ehefrau
bezw. Witwe des aktiven oder mnaktiven Mitglledes über—
ummt der SaarKnappschaflsverein in den Fällen, in denen
nach der Bescheinigung des Familien-Krankenfürsorge—
Arztes oder seines Verkrelers die Hebamme nach dem amtb
lichen Lehrbuch für Hebammen verpflichtet gewesen ist, den
Arzt zu rufen. Bei Inanspruchnahme eines nicht zuge
lassenen Arztes kann höchstens für die ärztliche Geburts—
hilse vereinhäarfe Sonderdgebühr eriffattet werden

Die Familen-Krankenfürsotge-Aerzte sind berechtigt, bei
esonders verlangten Besuchen in der Wohnung des Er
zrankten in einer Entfernung von über 5 Km. für jedes
iber 5 Km. hinausgehende Doppelkilometer 2 Fr. von dem
durberechtigken bezw. dessen Angehörigen zu erheben.

Fär einen Nachtbeiuch zännen 6 Fr. vom Aru erboben
verda

7

Erweist sich die Inanspruchnahme eines Facharztes für
Augen-, Nasen- und Ohren-, Haut- und Geschlechtskrank
venten als notwendig. so können diese Fachätzte auf Grund
ines vom Fomilienkanken-Fürsorgearzt auszuftellenden
Uleberweisungsscheines in Anspruch genommen werden. Mie
Wahl unter den auf der Rülckseite des Ueberwelinnas
chelnes verzeichnetenAerztenistfrei
Die Fachätzie sind bei Vorlage eines Ueberweisungs

cheines verpflichtet, dle Familenangehötigen zu den seweils
ereinbarten Sätzen zu behandeln, deren Höhe durch Aus
ang in dem Wartezimmer des Facharzies bekannt gemucht
vird. Diefe Kosten sind von dem Kurbetechtiglen zu de
ahlen. Der Knappschaftsderein vergütet seine rbeits dem
facharzt besonders jeden Ueberweisungsschein

Die Ueberweisungsscheine haben Guigkeit för die Dauer
on 6 Monaten. Dauert die Behandlung bänger, so ist ein
aeuer Ueberweisungsschein beizubringen. Fahrkosten zu den
Fachärzten, sowie Transporikosten zu den Focharzten, sowie
Transportkosten für die Uederiührunag in dMä ranke nhaus
nordn ncht norqüteft

Be! Anfnahme von kurberechtigtken Fomilienangehorigen
der Mitglieder in den Knappschafishrankenbänsern trägt
der Verein die Hälfte det Ärankenbaukosten 3. Klasie. Bei
Aufnahme in anderen Krankenhausern die Hälfte des je weils
vom Wirtschafisvetband der Krankenhäuser sestgesetzten
pflegesatzes 3. Klasse und bis 3 Fr. taglich für Medika
mente usw. sowie die Arztkosten ach den Mindestsatzen
der ärztlichen Gebührenordnung, wenn die Aufnahme auf
Anordnung des zuständigen Familien-Krankenfürsorge
Arztes erfolat. Meht als dei Aufnahme in einem Knopp
haftsktankenhaus wird in keinem Fall erstattet.
Die ambnlante Nachbehandlung der Angehörigen in den

ronkenhäusern wird als Fottsezung der Ktonkenhaus-
ehandlung betrachtet, die Kostenübernahme erfolgt wie bei
rankenhausderpflegungen zur Hälfte. Das gleiche gilt fü
olche Fälle, in denen Ktankenhausbehandlung erfolgen
nuß und die Kranken zur Ersparung der Pflegekosten von
dause zut Behandiung ins Kronkenhaus gebtacht werden.

Die Uebernahme der Kosten in vorflehendem Maße fur
e Krankenhausbehandliung für Fimilienangehörtgen von
ßereinsmilglledern erfolgt für die Daner von böchftens
 Wochen innethalb eines Jahres.
Me Wahl des Krankenhauses ist frei. Bei Unterdringung

n Irre nanftalten.Arsppelheimeuswmerden beine Kosften
eflattet.

Der Antrag auf Erstattung der Kronkenhauskoften ft
urch den zuständigen Knappschaftsltesten einzureichen, dre
rom zuständigen Famillen-Krankenfürsorge-Arzt bezal. der
Nolwendigkelt und der Art der Erkrankung defcheimigten
Vechnungen — Arilrechnung boeziflilert— And betas

en
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Sesondere Fenversabren bel Lungentuberkulose, chton. Abgegolten und es entstehen dann keine Vehrkosten,
Rheumatismus, Ichlas, Lues und dergleichen können nur zuch dann nicht, wenn ein starker Verbrauch an Me—
uuf Kosten der Invalldenversichetung in dem dort vorge-hikamenten, Verbandsstoffen usw. notwendig gewor
ebenen Rahmen bewilligt werden und bedürsen der vor hen ist. Sogar die Operationskosten sind durch den
zerigen Genehmigung durch die Verwaltano Tostensatz abgegolten. Sind jedoch die Angehörigen

n sogenannten fremden Krankenhäusern unterge—
racht worden, dann werden nebendenPflegekosten
»ie Medikamente, Verbandsstoffe und die Operationesonders berechnet. Die e ie ist
»ann noch im 8 13 Absatz 2 zeitlich begrenzt, wenn
zie Angehörigen im Krankenhaus behandelt werden.
die Behandlüng ist auf die Dauer von höchstens 12
Wochen innerhalb eines Jahres begrenzt. Es bleibt
»ann noch auf den F 15 hinzuweisen, wonach die Ein
veisung in ein Krankenhaus durch den zuständigen
Arzt zu erfolgen hat. Nur in ganz dringenden
Fällen werden Ausnahmen hiervon gestattet.

Die Knappschaftsältesten und ihre Vertreter im
dnappschaftsvorstand haben wiederholt beantragt,
aß die Pflegekosten für die Angehörigen in unsern
drankenhäusern herabgesetzt werden. Die Behand
ung dieser Frage ist noch nicht abgeschlossen, und es
arf erwartet werden, daß diesem Antrage bald statt
egeben wird.
In der Vorstandssitzung vom 10. April d. J. wurde

achfolgender Wortlaut in das Protokoll aufge—
ommen:

Bei dieser Gelegenheil richtel Herr Michely vom Gewerk
erein an den Herrn Vorsitzenden die Frage, ob er nun
nehr geneigt sei, der von ihm in Aussicht gestellten

Ermäßigung der Pflegekofsten
ir die Angehörigen der Milglieder zuzustimmen.

Diese Frage wird dem Finanzausschuß zur Beralung
erwiesen.
Die Verwallung bringkt zur Kenntnis, daß die Kinder

alion beim Fischbachkrankenhause ihrer Vollendung enl
egengehl und elwa am 25. April ihrer Bestimmung über-
eben werden kann. Eine diesbezügliche Mitleilung und
lnweisung an die Revierärzke zwecks Einweisung von
indern ins Fischbachkrankenhaus ist bereils ergangen.

Den Knappschaftsältesten wurde durch Rund—
hreiben vom 19. April d. J. folgendes zur Kenntnis
ebracht:

„Die neue Kindererholungsstation in unserem
rischbachKrankenhause eignet sich besonders für er
solungsbedürftige Kinder, deren Gesundheitszustand
zurch den Aufenthalt in guter Waldluft, durch gute
ßflege und durch reichliche und vorzügliche Ernäh
ung gehoben werden kann. Die Dauer einer Kur it
uftb Wochen festgesetzt.

Wir ersuchen Sie, die Mitglieder Ihres Sprengels
uuf diese unsere neue Einrichtung aufmerksam zu
nachen und dabei bekannt zu geben, daß Anträge auf
Interbringung von Kindern beim zuständigen Re
ier oder Familienfürsorgearzt zu itellen sind.“

Deer —1*—

19.

Kutberechtigte, welche ohne vorherige Genehmigung einen
uständigen Arzt in Anspruch nehmen, haben nur in dringen-
en Faällen Anspruch auf Ersatz der entstandenen Kosten.
zur Uebernahme der weiteren Behandlung ist der zustän
dige Arzt rechtzeitig zu benachrichtigen, sofern det Er
atankte sich im Kursprengel befindet. Bei Erkrankung
außerhalb des Sprengels ist die Rückkeht sobald wie möalich
deboten

21

Ven außerhalb des Vereinsbezirks wohnenden akliven
Mitglie dern können bei Erkrankung ihrer berechtigten
Familienangehörigen die Kosten für die Inanspruchnahme
des zunächstwohnenden Arztes, jedoch nicht meht als die
Mindestsätze der ärztlichen Gebührenordnung, erstaltet wer-
den, unter Abzug der nach Zifjer 11 elwa vom Mitglied zu
zahlenden Beträge. Die Arzneikosten können bis zur Hälfte
xstattet werden.

Der Antrag ist bei der Knappschaflsverwalltung zu stellen
inter Vorlage der entsprechenden Rechnungen, sowie einet
‚olizeilichen Bescheinigung, aus der das Verwandtschafts
erhältnis des Erktankten zu dem Mitalied und das Alter
un etsehen ist. Aus dem Vereinsgebiet

ArbeiterzugverkehrBei aufmerksamer Durchsicht dieser Bestimmungen
sindet man einzelne Stellen, die bei erstmaligem
Studium nicht ohne weiteres verständlich sind. Zu
nächst ist zu erwähnen, daß dieser Anspruch nur für
die Angehörigen von Aktiven und Berginvaliden gilt,
ticht aber für die Angehörigen von sogenannten
ftüheren Pensionskassenmitgliedern. Wer also aus
dem die Versicherung begründeten Arbeitsverhältnis
usgeschieden ist, ohne als pensionsberechtigt aner
kannt zu sein, und wie man sich früher ausdrückte
Feierschichten gezahlt hat bis zu seiner Pensionierung
in dessen Angehörige kommt dieser Anspruch nicht inrage.

In beachten ist ferner, daß für die Angehörigen im
dene ihrer Erkrankung in der Auswahl der Krankenäuser Freiheit gegeben ist. Diese freie Auswahl desKrankenhauses 3 jedoch sehr oft einen geldlichen
Rachteil zur Folge, auf den hinzuweisen wir für not
wendig halten. Es sind nämlich in unseren Knapp—
schaftskrankenhäusern, serner in den verschiedenen
anderen Krankenhäusern ganz verschiedene Pflege—
ätze festgesetzt und diele bettragen zum Beispiel:

Anappschafts- Wirtschafts- Landeskranken
—X derband der haus in
häuser Krankenkassen Homburg

ür Erwachsene 30— Fr. 18.00 Fr. 28.00 Fr.
ür Kinder 24.900 Fr. 14.50 Fr. 23.00 Fr.
fur Sãuglinge 8.00 Fr. — Fr. 17.00 Fr.

Wie diese Aufstellung zeigt, sind die Pflegesätze in
den Knappschaftskrankenhäusern etwas höher wie in
dem Landeskrankenhaus in Homburg und bedeutend
höher wie die vom Wirtschaftsverband der Kranken
kassen festgesetztenPflegesäte. Um die Sachlage richtig
darzustellen, ist es jedoch notwendig, auf den Inhali
des813 vorstehender Bestimmung besonders hinzu—
weisen. Werden erwachsene Angehörige in unsern
Knappschaftskrankenhäusern untergebracht, dann ist
mit der Uebernahme der Hälfte der Pflegekosten alles;

Die Bergleute, die nicht zu Fuß zur Arbeitsstelle
zeehen können, benutzen die Arbeiterzüge. Sie losen
ich hierzu Wochen oder Monatskarten. Diejenigen
ßergleute, die an Bonn- und Feiertagen heimkehren,
ösen sich Arbeiterrückfahrkatten. Es kommt öfiers
or, daß die letztgenannten Kameraden aus irgend—
einet Ursache, wie Krankheit, Sterbefall u. a m. in
der Familie Mitte der Woche heimfahren müssen.
Wird dies notwendig, dann müssen die betrt. Ar—
zeitet das volle Fahrgeld an der Eisenbahn bezahlen.

Wir haben uns deshalb erneut an die Eisenbahn
Airektion gewandt, mit der Bitte, in solchen Fällen
doch auch Arbeiterrückfahrkarten zu geben. Dies lehnt
die Eisenbahndirektion, wie aus nachstehendem
zchreiben ersichtlich ist, ab.

„Die Bestimmungen über die Ausgabe und Benutzung
on Arbeiterrückfahrkarten sind auf der Rücksseite der An
ragsvordrucke enthalten. Hiernach gelten Arbeiterrück
ahrkarten: am Tag vor Sonn und Festtagen oder an
ziesen Tagen selbst zur Fahrt nach dem Wohnort und am
Tag nach Sonn und Festtagen oder an diesen Tagen
zlbst zur Fahrt nach dem Arbeitsort.
Der Bahnhof kann die Lösung oder Benutzung von Ar—

»iterrückfabrkarten an anderen Tagen gestätten bei:

1) Beendigung des Arbeitsverhältnisses,
d) Unterbrechung der Arbeit durch Naturereignisse, Ein—

tritt ungünstiger Witterung. Erkrankung des Arbeit—
nehmers, Erholungsurlaub unter Fortgewährung der
Bezüge, Einstellung oder Einschräulung des Betriebs
und bei Wiederaufnahme der Arbeit in diesen Fällen

2) Verschiebung des dienstfreien Tages wegen Schicht-
wechsel auf einen Wochentag.

Die Richtigkeit dieser Angaben muß nachgewiesen wer—
»en und zwar bei Erholungsurlaub durch eine Bescheint—
rung des Arbeitgebers.

Nummert 5

Es ist von der deutschen Reichsbahn VReschwerde darübe—
zeführt worden, daß auf Bahnhöfen der Saarbahnen i
finzelfällen bei der Ausgabe von Arbeiterrückfahrkarter
»on diesen Bestimmungen abgewichen worden sind, Unsere
dienststellen sind daher gezwungen, die Tarifbestimmunger
jenau zu beachten und dürfen nicht zulassen, daß die
Fuhrpreisermäßigung für Arbeiterrückfäahrtarten zu an—
deren als den im Tarif angegebenen Fahrten gewährt
wird. Wenn Arbeiter wegen Erkrankung oder wegen
Sterbefällen von Familienangehörigen oder aus anderen
us den im Tarif aufgeführten Gründen während der
Woche nach dem Wohnort fahren, so müssen sie Fahrkarter
es agewöhnlichen Verkehrs lösen

Nur ausnahmsweife ist für den Binnen-Verkehr der
Zaarbahnen zugelassen, daß Arbeiterrückfahrkarten auch
in anderen Tagen der Woche ausgegeben und benutzt
verden dürfen bei Fahrten zum und vom Atrzt und bet
esonderen Fahrten zum Lohnempfang. Für den Wechsel—
erkehr mit fremden Bahnen gelten jedoch lediglich di—
Tarifbestimmungen ohne Abweichung.

gez. Unterschrift.“

Wir bedauern die Haltung der Eisenbahnverwal—
ung außerordentlich; denn kommt es doch oft vor,
aß solche Arbeiter neben dem Schichtverlust auch noch
D Frs. Fahrtausgaben haben. A. L.

Von den Arbeitsstütten

A

Grube Heinihz. Einer Tarifausschußsitzüng vom 24. Aprit
agen 13 Beschwerdefälle bezügl. der reduzierten Schichtern
»or. Es waren dies von Grube Heinitz die nachgenannter
zameradschaften: Kameradschaft Karl Wolfanger, Peter
Ruffing, Ludwig Glas, Johann Rheinheimer, Jak.
Rammo, Albert Schuck, Johann Keßler und Konrad
Sulher. Von Grube Dechen hatten die Kameradschaften
johann Bofsung, Abt. 8, Ludwig Sch üttz, Abt. 8, Jose
Burger Abt. 7, Friedrich Scherer, Abt. 6 und Ludw
Andreas Reichard, Abt. 6, Beschwerde geführt. Da eine
Linigung mit der Inspektion nicht zu erzielen war, wurden
alle Beschwerden zur weiteren Bearbeitung dem Hauplttarlif
russchuß überwiesen

Grube Dudweiler. Tarifausschußsihung am 18.
April. Verhandelt wurden 98 Fälle. Hiervon 97 abgelehnt
weil keine Beschwerde beim zuständigen Divissonär erhoben
wurde. Drei Klagen wurden dem Hauptlarifausschuß über
viesen und 4 wurden abgelehnt, weil nach Ansicht des Tarif-
russchusses die Klagen nicht berechtigt waren. In der Tarif—
uusschußsitzung vom 11. April kamen nachitehende Jälle zu
bBerhandlung:

Der Ankrag des Bergmanns Johann Faust 2a belt. Auf
sebung seiner Bestrafang von 10,—Fr.wurde dem Haupt—
arifausschußß überwiesen. Die Bestrafung von Fr. 5.— für
»en Bergmann Ed. Blatß wurde aufsgehoben. Der Antrag
»er Kameraden Leopold Noß. Johann GOleßner und
akob Jung auf Nachzahlung der reduzierten Schicht
öhne im Monat Jannar und Beschwerde über Auszahlung
des Lohnes für 6 Schichten unler dem Mindestlohn wurde
dem Hauptharifausschußz überwlesen. Der Kamerad Johann
Ineip bekommt seine reduzierten Schichten nachvergütet.
Lbenso wird der Antrag der Kameradschaft Joh. Endres
auf Bezahlung von einer Schicht pro Kameradschaftsmit—
zlied zu Gunsten der Kameraden erledigt. Dasselbe triff'
ruch zu für die Kameraden Auqusteund Herrmann Diebl

Nachruf! Im jugendlichen Alter von 20 Jahren ist unser
seber Kamerad Otto Huber uns in ein besseres Jenseits
orausgegangen. Mit jugendlichem Feuergeist war er stets
im die Ausbreitung des Gewerkvereins im Interesse seines
tandes besorgt. Sein Andenken wird die Zabhlstelle stets
n Ebren balten. Er möge tuhen in Frieden.

Die Zahlstele Mangelhaufen.

Oanksagung. Aus Anlaß des Todes meines Manne—
nahm die Belegschaft der Grube Camphausen eine Samm—
ung zu Gunsten der Hinterbliebenen vor, welche den Betrat
»on 483.— Fr. ergab. Allen freundlichen Spendern sag
ch biermt herzlichen Dank.

Frau Wwoe. Merkel. Hühnerfeld

Danksagung. Die Belegschaft det Grube Friedrichstha
ah sich veranlaßzt, infolge des Hinscheidens meines Mannes
ine Sammlung zu veranstalten, die den Betrag von 700.-
Ft. etgab. Allen freundlichen Gebern sei hiermit besten
edankt. Frau Wwe. Peter Zimmer, Theles

Bekanntmachung
Der 19. Wochenbeitrag (Woche vom 5. bis

11. Mai) ist in dieser Woche fällig.
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